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1.  ALLGEMEINES

Bei der steuerlichen Berücksichtigung von altersbedingten 
Pflegeaufwendungen muss geprüft werden, was für eine Art von 
Aufwendungen vorliegt und ob eine Berücksichtigung als

außergewöhnliche Belastungen oder/und als Steuerermäßigung 
in Betracht kommt. Dabei ist zu beachten, dass der Steuerpflich-
tige ein Wahlrecht hat, ob er einen Abzug als außergewöhnliche 
Belastung (agB) oder als Steuerermäßigung beantragt. Der Fokus 
dieses Merkblatts liegt ausdrücklich auf Pflegeaufwendungen, 
die infolge des Alters und damit im Zusammenhang stehenden 
Krankheiten entstehen. Pflegekosten für Kinder mit Behinderun-
gen werden an dieser Stelle nicht behandelt, da dies in der hier 
gebotenen Kürze nicht ausreichend dargestellt werden könnte.

Zu den steuerlichen Möglichkeiten der Berücksichtigung von 
Behinderungen vgl. auch das ausführliche DWS-Merkblatt 
Art.-Nr. 1942 „Menschen mit Behinderungen — Steuerliche 
Besonderheiten und Begünstigungen“.

Zu den Aufwendungen infolge von Pflegebedürftigkeit und 
erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz zählen sowohl 
Kosten für die Beschäftigung einer ambulanten Pflegekraft und 
die Inanspruchnahme von Pflegediensten, von Einrichtungen 
der Tages- und Nachtpflege, der Kurzzeitpflege oder von nach 
Landesrecht anerkannten niedrigschwelligen Betreuungsan-
geboten wie auch Aufwendungen zur Unterbringung in einem 
Heim.1 Neben den reinen Pflegekosten können auch Kosten für 
den Unterhalt der zu pflegenden Person, Krankheitskosten und 
Kosten für Haushaltshilfen bzw. andere haushaltsnahe Dienstleis-
tungen oder Beschäftigungsverhältnisse anfallen und steuerlich 
berücksichtigt werden.

2.  DIE PFLEGEPERSON TRÄGT DIE ANFALLENDEN 
KOSTEN SELBST

2.1  Abzug als außergewöhnliche Belastungen nach § 33 und 
§ 33b EStG
2.1.1  Pflegekosten beim Verbleiben im eigenen Haushalt
Pflegekosten zählen grundsätzlich zu den Krankheitskosten. 
Sie können — unabhängig davon, ob ein Pflegegrad vorliegt oder 
nicht — als außergewöhnliche Belastungen berücksichtigt wer-
den, wenn die Leistungen von einem anerkannten Pflegedienst 
(nach dem Sozialgesetzbuch § 89 SGB XI) gesondert in Rech-
nung gestellt worden sind.2 Allerdings muss zunächst die zumut-
bare Belastung nach § 33 Abs. 3 EStG überschritten werden.

1	 R 33.3 Abs. 2 Satz 1 EStR.
2	 R 33.3 Abs. 1 Satz 2 EStR.
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Welche Pflegekosten sind steuerlich absetzbar?

Die Höhe der zumutbaren Belastung:

Bei einem Gesamtbetrag der 
Einkünfte

bis
15.340 €

über 15.340 €
bis 51.130 €

über
51.130 €

1.	 Bei Steuerpflichtigen, die 
keine Kinder haben und

a)	einzeln veranlagt
b)	zusammen veranlagt werden

5
4

6
5

7
6

2.	Bei Steuerpflichtigen mit
	 a) einem oder zwei Kindern
	 b) drei oder mehr Kindern

2
1

3
1

4
2

 % des Gesamtbetrags der Einkünfte

Tabelle 1

HINWEIS Es werden nahezu alle als außergewöhnliche Belas-
tung absetzbaren Kosten bei der Überprüfung der zumutba-
ren Belastung zusammen betrachtet. So z. B. auch Beerdi-
gungskosten, soweit sie den Nachlass übersteigen, und andere 
Krankheitskosten — nicht jedoch Unterhaltsleistungen.

TIPP Es sollten sämtliche Belege zu Krankheits- und Pflege-
kosten sorgfältig gesammelt und dazu unterjährig entspre-
chende Notizen gefertigt werden. Alternativ zum Einzelnach-
weis kann jedoch der Ansatz eines Behinderten-Pauschbetra-
ges nach § 33b Abs. 3 EStG infrage kommen, wenn die ent-
sprechenden Voraussetzungen vorliegen, vgl. hierzu „4. 
Ansatz von Pauschbeträgen nach § 33b EStG“. Der Ansatz 
des Pauschbetrages kann günstiger sein, wenn z. B. die zumut-
bare Belastung nicht überschritten wurde oder der Pauschbe-
trag höher ist als die tatsächlich getragenen Aufwendungen.

2.1.2  Pflegekosten bei Unterbringung im Heim
Bei der Unterbringung in einem Heim muss zwischen der al-
tersbedingten und der krankheits- bzw. behinderungsbedingten 
Unterbringung im Heim unterschieden werden. Kosten für die le-
diglich altersbedingte Unterbringung in einem normalen Alters-
heim zählen zu den üblichen Aufwendungen der Lebensführung, 
die durch den Grundfreibetrag i. H. v. 12.096 € für VZ 2025 (VZ 
2026 12.348 €) abgegolten sind.3 Diese Kosten können nicht als 
außergewöhnliche Belastungen abgesetzt werden.4 Diese strenge 
Differenzierung zwischen krankheitsbedingter und altersbeding-
ter Unterbringung in einem Heim hat das Finanzgericht (FG) 
Niedersachsen jedoch etwas aufgeweicht.5 Zwar bestätigt es die 
Auffassung, dass nur bei einer krankheitsbedingten Unterbrin-
gung in einem Heim ein Abzug der Aufwendungen als außer-
gewöhnliche Belastung möglich ist. Allerdings ist nach Ansicht 
des Gerichts keine Unterscheidung zwischen „normalen“ und 
altersbedingten Erkrankungen — wie z. B. Demenz6 — vorzuneh-
men. Auch häufig im Alter auftretende Krankheiten können eine 
krankheitsbedingte Heimunterbringung rechtfertigen. Allerdings 
muss eben diese Krankheit die vollstationäre Pflege erforderlich 
machen und die ambulante Pflege nicht mehr ausreichend sein. 
Nur dann liegt eine krankheitsbedingte Unterbringung im Heim 
vor, die den Abzug der Kosten als agB rechtfertigt. Mit Spannung 
war das Urteil des BFH dazu erwartet worden. In seinem Urteil 
ging er auf diese Frage jedoch gar nicht ein, sodass nach wie vor 
keine absolute Klarheit bzgl. dieser Frage herrscht.7

3	 § 32a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG.
4	 H 33.1 — 33.4 „Heimunterbringung 1. Spiegelstrich“ EStH.
5	 FG Niedersachsen, Urteil v. 19.04.2018, 11 K 212/17.
6	 FG Niedersachsen, Urteil v. 20.09.2017, 9 K 257/16 rkr.
7	 BFH, Urteil v. 16.12.2020, VI R 46/18, BStBl. II 2021, S. 476.

Bislang sind bei einer reinen altersbedingten Heimunterbringung 
nur die anfallenden Pflegekosten als agB absetzbar. Vorausset-
zung ist, dass es sich um abgrenzbare Mehrkosten handelt, z. B. 
Aufwendungen für eine ambulante Pflegekraft, einen behandeln-
den Arzt oder für die Aufnahme in die Pflegestation des Heims 
bzw. für gesondert berechnete Medikamente und Heilmittel. 
Diese Pflegekosten müssen dann neben den Unterbringungs-
kosten und den Aufwendungen für die Grundpflege gesondert in 
Rechnung gestellt werden.

Ist Ursache für die Unterbringung in einem Heim eine Krankheit 
bzw. eine Behinderung können die gesamten vom Heim in Rech-
nung gestellten Unterbringungskosten einschl. der Kosten für die 
ärztliche Betreuung und Pflege als außergewöhnliche Belastun-
gen nach § 33 EStG geltend gemacht werden.8 Abziehbar sind 
die Kosten jedoch nur insoweit, wie es sich um zwangsläufige 
zusätzliche Aufwendungen handelt. Wird also bei einer Heimun-
terbringung wegen Pflegebedürftigkeit der private Haushalt 
aufgelöst, ist eine sog. Haushaltsersparnis von den absetzbaren 
Kosten abzuziehen.9 Die Haushaltsersparnis beträgt für das Jahr 
2025 12.096 € jeweils für das gesamte Jahr (jeweils gültiger 
Grundfreibetrag, VZ 2024 also 11.784 € und VZ 2026 dann 
12.348 €). Liegt nur während eines Teils des Kalenderjahres die 
Haushaltsersparnis vor, ist der pauschale Betrag entsprechend 
zu reduzieren, und zwar taggenau (jeweils gültiger Grundfrei-
betrag geteilt durch 12 Monate oder 360 Tage10). Sind beide 
Ehegatten krankheitsbedingt in einem Alten- oder Pflegeheim 
untergebracht, ist für jeden Ehegatten eine Haushaltsersparnis 
anzusetzen.11 Selbst wenn der Haushalt nicht aufgelöst wird, ist 
bei der Berechnung der abziehbaren Unterbringungskosten eine 
Haushaltsersparnis abzuziehen, wenn dem Steuerpflichtigen 
die Auflösung seines bisherigen Hausstandes zumutbar ist, weil 
mit einer Rückkehr in diesen Haushalt endgültig nicht mehr zu 
rechnen ist.12

Der Nachweis der Unterbringung aufgrund von Krankheit oder 
Behinderung ist durch eine Bescheinigung der sozialen Pflege-
kasse oder des privaten Versicherungsunternehmens, das die 
private Pflegepflichtversicherung durchführt, oder nach § 65 
Abs. 2 EStDV zu erbringen. Das gilt auch, wenn bereits zu einem 
früheren Zeitpunkt aus anderen Gründen (z. B. wegen des Alters) 
eine Unterbringung im Heim erfolgte.13 In dem Fall werden aber 
nur die nach Eintritt und aufgrund der Krankheit zusätzlich anfal-
lenden Kosten als agB nach § 33 EStG berücksichtigt.14

Ein Aufenthalt in einem Altersheim kann auch dann krankheits-
bedingt sein und die Kosten können somit als außergewöhnliche 
Belastungen abgesetzt werden, wenn eine ständige Pflegebe-
dürftigkeit (noch) nicht gegeben ist und die Merkzeichen „H“ 
oder „Bl“ fehlen.15 Auch wenn noch kein Pflegegrad bescheinigt 
wurde, kann ein Umzug ins Heim als krankheitsbedingt anerkannt 
werden, wenn der Hausarzt ein entsprechendes Attest — vor dem 
Umzug ins Heim — ausstellt.16

8	 BMF-Schreiben v. 02.12.2002 „Schreiben betr. Aufwendungen eines 
Steuerpflichtigen für die krankheits- oder behinderungsbedingte 
Unterbringung eines nahen Angehörigen in einem Heim als außer-
gewöhnliche Belastung“.

9	 R 33.3 Abs. 2 Satz 2 EStR, H 33.1 — 33.4 „Haushaltsersparnis“ EStH.
10	 R 33.3 Abs. 2 EStR.
11	 BFH, Urteil v. 04.10.2017, VI R 22/16, BStBl. II 2018, S. 179.
12	 FG München, Urteil v. 20.07.2017, 13 K 2316/15 rkr.
13	 O. g. BMF-Schreiben v. 02.12.2002.
14	 BFH, Urteil v. 18.12.2008, III R 12/07 NV.
15	 H 33.1 — 33.4 „Heimunterbringung 2. Spiegelstrich“ EStH.
16	 BFH, Urteil v. 11.11.2010, VI R 17/09, BStBl. II 2011, S. 969 und v. 

09.12.2010, VI R 14/09, BStBl. II 2011, S. 1011.
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Kosten bei Unterbringung in einem Heim

krankheitsbedingte Unterbringung altersbedingte Unterbringung

Ansatz aller Kosten
(Unterbringungs- und

Pflegekosten) abzüglich der
Haushaltsersparnis, wenn

Haushalt aufgelöst wird oder
zumutbar ist, weil Rückkehr

unwahrscheinlich ist.

Ansatz der
Pflegekosten

(ohne
Grundpflege)

kein Ansatz der
Unterbringungs-

kosten

Übersicht

ACHTUNG Gelegentlich kommt es vor, dass eine Einmalzah-
lung an ein Heim gegen die Zusicherung der lebenslänglichen 
Pflege für den Fall der Pflegebedürftigkeit getätigt wird. Diese 
ist grundsätzlich nicht als außergewöhnliche Belastung 
abziehbar, weil sie nicht ausschließlich durch eine Krankheit 
verursacht ist, sondern der allgemeinen Vorsorge dient.

HINWEIS Auch im Falle des Einzelnachweises der Pflegekos-
ten bei Unterbringung in einem Heim muss die zumutbare 
Belastung berücksichtigt werden. Dieser Teil muss vom 
Betroffenen selbst getragen werden und eine steuerliche 
Berücksichtigung kommt erst für den übersteigenden Teil in 
Betracht.

Aufwendungen für die krankheits-, pflege- und behinderungs-
bedingte Unterbringung in einer dem jeweiligen Landesrecht 
unterliegenden Wohngemeinschaft fallen hier auch darunter.17

2.1.3  Sonstige Krankheitskosten
Während der Pflegezeit können weitere Krankheitskosten anfal-
len, die mit der Problematik der Pflege grundsätzlich nichts zu 
tun haben. Sie sind ebenfalls steuerlich berücksichtigungsfähig. 
Das können z. B. Zuzahlungen zu verschriebenen Medikamenten, 
Behandlungen und Krankenhausaufenthalten, Zuzahlungen zur 
Krankengymnastik beim Therapeuten, Zuzahlungen zur Aku-
punktur, zur Osteopathie und zu homöopathischen Anwendun-
gen, Zuzahlungen zu Zahnersatz, zu Brillen und zu Kontaktlinsen, 
Hörgeräten, orthopädischen Einlagen oder Schuhen sowie für 
Gehhilfen und Prothesen oder zu sonstigen medizinischen Hilfs-
mitteln, Kosten für LASIK-Augenoperationen, Aufwendungen für 
eine immunbiologische Krebsabwehrtherapie, Aufwendungen für 
den Einbau eines Treppenlifts und Aufwendungen für den behin-
dertengerechten Umbau eines Hauses oder einer Wohnung sein. 
Kosten für eine Diätverpflegung sind keine Kosten, die als außer-
gewöhnliche Belastungen geltend gemacht werden können.18

2.1.4  Fahrtkosten
Aufwendungen für Fahrten zum Arzt, zur Physiotherapie und zur 
Apotheke o. ä. können — unabhängig davon, ob ein Pflegegrad 
vorliegt oder nicht — als Krankheitskosten geltend gemacht 
werden. Als Fahrtkosten sind grundsätzlich nur die Kosten 
anzuerkennen, die bei der Benutzung der öffentlichen Verkehrs-
mittel entstanden wären. Hiervon wird allerdings eine Ausnahme 
gemacht, wenn keine zumutbare öffentliche Verkehrsanbindung 
bestand oder die besonderen persönlichen Verhältnisse die 
Nutzung eines Pkw erfordern. In diesem Fall dürfen 0,30 € pro 
gefahrenen Kilometer angesetzt werden.19

2.1.5  Behinderten-Pauschbetrag und weitere Pauschalen
Alternativ zum Einzelnachweis aller Aufwendungen infolge der 
Pflegebedürftigkeit sowie damit zusammenhängende Krank-
heitskosten kann für Pflegepersonen ein Behinderten-Pauschbe-

17	 BFH, Urteil v. 10.08.2023, VI R 40/20, BStBl. II 2023, II S. 1107.
18	 § 33 Abs. 2 Satz 3 EStG.
19	 H 33.1 — 33.4 „Fahrtkosten allgemein“ EStH.

trag angesetzt werden; vgl. „4. Ansatz von Pauschbeträgen nach 
§ 33b EStG“.

Die behinderungsbedingte Fahrtkostenpauschale beträgt:

1.	 Für Menschen mit einem Grad der Behinderung von mind. 80 
oder mit einem Grad der Behinderung von mind. 70 und dem 
Merkzeichen „G“ (= Beeinträchtigung der Bewegungsfähig-
keit) 900 €,

2.	 für Menschen mit dem Merkzeichen aG (= außergewöhnliche 
Gehbehinderung), mit dem Merkzeichen Bl (= blind), mit dem 
Merkzeichen TBl (= taubblind) oder mit dem Merkzeichen H (= 
hilflos) 4.500 € pro Jahr.20

2.2  Berücksichtigung als Steuerermäßigung nach § 35a EStG
2.2.1  Aufwendungen beim Verbleiben im eigenen Haushalt
Werden haushaltsnahe Dienstleistungen in Anspruch genommen 
oder wird jemand im Privathaushalt angestellt, um Arbeiten 
im Zusammenhang mit dem Haushalt zu erledigen, kann eine 
Steuerermäßigung gewährt werden. Pflege- und Betreuungsleis-
tungen zählen zu haushaltsnahen Dienstleistungen bzw. können 
im Rahmen von haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnissen 
ausgeführt werden.21 Die Steuerermäßigung beträgt 20 % der Ar-
beitsleistung von max. 20.000 € je Haushalt im Jahr. Im Ergebnis 
kann sich die Steuerlast damit um bis zu 4.000 € reduzieren. 
Voraussetzung für diese Steuerermäßigung ist, dass die Leis-
tung im Privathaushalt erbracht wird, eine Abrechnung, die auf 
den Namen der Pflegeperson ausgestellt ist, vorliegt und keine 
Barzahlung bei Auftraggeberverhältnissen erfolgt. Daneben 
können auch die Aufwendungen für die Beschäftigung eines Mi-
nijobbers im Privathaushalt zu einer Steuerermäßigung führen. 
Die Steuerermäßigung beträgt dann 20 % von max. 2.550 €, also 
höchstens 510 € im Jahr.22 Hier ist eine unbare Bezahlung nicht 
erforderlich, aber die Anwendung des Haushaltsscheckverfah-
rens.23

ACHTUNG Diese Maximalbeträge gelten jeweils für alle in 
Anspruch genommenen haushaltsnahen Beschäftigungsver-
hältnisse und Dienstleistungen und für den gesamten Haus-
halt. Werden z. B. zwei pflegebedürftige Personen in einem 
Haushalt gepflegt, kann die Steuerermäßigung nur einmal in 
Anspruch genommen werden.

Begünstigte Tätigkeiten sind z. B. die Zubereitung von Mahlzei-
ten im Haushalt, die Reinigung der Wohnung sowie die Pflege, 
Versorgung und Betreuung von kranken, alten oder pflegebedürf-
tigen Personen. Die Aufwendungen für ein Hausnotrufsystem, 
dass im Notfall lediglich den Kontakt zu einer 24-Stunden-Ser-
vicezentrale herstellt und soweit erforderlich Dritte verständigt, 
können nicht als Steuerermäßigung angesetzt werden.24

Die Regelungen zu den Steuerermäßigungen gelten für alle Steuer-
pflichtigen gleichermaßen, sodass ein Pflegegrad oder eine Behin-
derung für diesen Ansatz nicht erforderlich ist. Wichtig zu wissen 
ist aber, dass diese Steuerermäßigung nur zum Tragen kommt, 
wenn und soweit sich eine Einkommensteuer bei dem Betreffenden 
überhaupt ergeben würde. Die Berücksichtigung von Pflege- und 
Betreuungsleistungen als Steuerermäßigung kommt jedoch nur 
in Betracht, wenn die Aufwendungen nicht als außergewöhnliche 
Belastungen berücksichtigt werden.25 Allerdings gibt es hier eine 
kleine Besonderheit: Für den Teil der Aufwendungen, der durch 
den Ansatz der zumutbaren Belastung nicht als außergewöhnliche 

20	 § 33 Abs. 2a EStG.
21	 § 35a Abs. 2 EStG.
22	 § 35a Abs. 1 EStG.
23	 BMF-Schreiben v. 09.11.2016 „Anwendungsschreiben zu § 35a EStG“, 

BStBl. I 2016, S. 1213 Rz. 6.
24	 BFH, Urteil v. 15.02.2023, VI R 7/21, BStBl. II 2023, S. 647.
25	 § 35a Abs. 5 Satz 1 EStG.
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Belastungen berücksichtigt wird, kann die Steuerermäßigung für 
haushaltsnahe Dienstleistungen und Beschäftigungsverhältnisse 
beantragt werden.26 Nimmt die pflegebedürftige Person jedoch 
einen Behinderten-Pauschbetrag in Anspruch, schließt dies eine 
Berücksichtigung dieser Pflege- und Betreuungskosten als Steu-
erermäßigung aus.27 Andere haushaltsnahe Tätigkeiten sind aber 
begünstigt und für diese kann eine Steuerermäßigung beantragt 
werden.

Mit der Inanspruchnahme des Behindertenpauschbetrages sind 
alle typischen unmittelbar mit der Behinderung zusammenhän-
genden Kosten, insb. sämtliche behinderungsbedingten Aufwen-
dungen für das Vorhalten von Pflegeleistungen, abgegolten. Somit 
sind durch den Behindertenpauschbetrag laufende und typische 
Aufwendungen für die Hilfe bei gewöhnlichen und regelmäßig wie-
derkehrenden Verrichtungen des täglichen Lebens, für die Pflege 
und einen erhöhten Wäschebedarf abgedeckt. Das bedeutet, die 
Steuerermäßigung nach § 35a EStG und der Ansatz von Krank-
heitskosten als außergewöhnliche Belastungen kann neben dem 
Behindertenpauschbetrag noch insoweit in Anspruch genommen 
werden, als die geltend gemachten Aufwendungen nicht durch den 
Behindertenpauschbetrag abgegolten sind.28 Andere Krankheits-
kosten sind z. B. die Kosten einer OP, Heilbehandlungen, Kuren, 
Arzt- und Arzneikosten.

Aufwendungen für Maßnahmen der häuslichen Intensiv- und 
Behandlungspflege sind grundsätzlich nicht durch den Behinder-
ten-Pauschbetrag abgegolten und können neben dem Behinder-
tenpauschbetrag als Krankheitskosten in Form von allgemeinen 
außergewöhnlichen Belastungen berücksichtigt werden. Das gilt 
zumindest soweit, als die Leistungen nicht deckungsgleich mit 
den Grundpflegeleistungen i. S. d. § 14 SGB XI sind, denn diese sind 
durch den Behindertenpauschbetrag abgegolten.29 Gleiches muss 
für den Ansatz als Steuerermäßigung nach § 35a EStG gelten.

2.2.2  Aufwendungen bei der Unterbringung in einem Heim
Ist die pflegebedürftige Person in einem Heim untergebracht, 
muss im ersten Schritt geprüft werden, ob diese Person im 
Heim einen richtigen eigenen Haushalt unterhält oder nicht. Ein 
eigenständiger und abgeschlossener Haushalt liegt vor, wenn die 
Räumlichkeiten des Steuerpflichtigen von ihrer Ausstattung her 
für eine Haushaltsführung geeignet sind. Es muss demnach im 
Heim ein Apartment mit Bad, Küche, Wohn- und Schlafbereich 
vorliegen, das individuell genutzt werden kann. Zudem muss eine 
eigene Wirtschaftsführung des Steuerpflichtigen nachgewiesen 
oder zumindest glaubhaft gemacht werden.30 Besteht die Unter-
kunft lediglich aus einem Zimmer ohne eigene Kochgelegenheit, 
so zählt dies nicht als Haushalt. Es spielt hingegen grundsätzlich 
keine Rolle, ob es sich um ein Altenheim bzw. Altenwohnheim, ein 
Pflegeheim oder um andere ähnliche Einrichtungen handelt.

2.2.2.1  Eigener Haushalt im Heim
Wenn im Heim ein eigener Haushalt vorliegt, gehören neben der 
Reinigung des Apartments, der Reinigung der Gemeinschaftsflä-
chen (z. B. Flure, Treppenhäuser, Gemeinschaftsräume), dem Zube-
reiten und Servieren der Mahlzeiten und dem Wäscheservice auch 
die Aufwendungen für Hausmeister und Gärtner, Dienstleistungen 
des Haus- und Etagenpersonals sowie Aufwendungen für das 
Vorhalten des Bedarfs bei einer 24-Stunden-Betreuung oder eines 
24-Stunden-Notrufs dazu (anders als bei einem Hausnotrufsystem 
in der eigenen Wohnung/Haus). Ebenso sind dann Aufwendungen 
für die Begleitung des Steuerpflichtigen, für den Empfang von 
Besuchern, Kosten für die Erledigung kleiner Botengänge und die 

26	 O. g. BMF-Schreiben v. 09.11.2016 Rz. 32.
27	 O. g. BMF-Schreiben v. 09.11.2016 Rz. 33.
28	 BFH, Urteil v. 05.06.2014, VI R 12/12, BStBl. II 2014, S. 970.
29	 FinMin Schleswig-Holstein in der Kurzinfo ESt 2014/15 v. 29.10.2014 

— VI 3012 — S 2284 — 197.
30	 O. g. BMF-Schreiben v. 09.11.2016 Rz. 4.

reinen Pflege- und Betreuungsleistungen sowie Handwerkerleis-
tungen im Apartment begünstigt. Reparatur- und Instandsetzungs-
kosten, die ausschließlich auf Gemeinschaftsflächen entfallen, sind 
i. d. R. nicht begünstigt. Dies gilt unabhängig davon, ob es sich um 
kalkulatorische Kosten handelt oder Aufwendungen, die gegenüber 
dem Heimbewohner einzeln abgerechnet werden.

Wird die begünstigte Dienstleistung beim Heimbewohner geson-
dert in Rechnung gestellt und unbar beglichen, so ergeben sich 
i. d. R. keine Nachweisschwierigkeiten. Oftmals wird jedoch mit dem 
Heimbewohner ein sog. Heimvertrag abgeschlossen. Für die im 
Gesamtentgelt enthaltenen begünstigten Dienstleistungen ist die 
Nachweisführung bzw. die Abrechnung schwierig. Wenn die vom 
Heimbewohner zu zahlenden Nebenkosten Beträge umfassen, die 
für eine begünstigte Dienst- oder Handwerkerleistung bezahlt wer-
den, muss dies aus der Jahresabrechnung hervorgehen. Daraus 
hervorgehen muss auch, welcher Anteil der Gesamtabrechnung 
auf den Heimbewohner entfällt. Das gilt jeweils auch für die von 
dem Heimbetreiber pauschal erhobenen Kosten, sofern die damit 
abgegoltene Dienstleistung gegenüber dem einzelnen Heimbewoh-
ner nachweislich tatsächlich erbracht worden ist. Aufwendungen 
für die Möglichkeit, bei Bedarf bestimmte Pflege- oder Betreu-
ungsleistungen in Anspruch zu nehmen, sind ebenfalls begünstigt. 
Aber Aufwendungen für Pflegekostenergänzungsregelungen oder 
Beiträge an Einrichtungen (z. B. Solidarkassen), durch welche 
Heimbewohner ähnlich einer Versicherung Ansprüche erwerben, in 
vertraglich definierten Sachverhalten (z. B. bei Eintritt der Pflege-
bedürftigkeit) eine Kostenfreistellung oder eine Kostenerstattung 
zu erhalten, sind nicht begünstigt.31

Alternativ zur Jahresabrechnung kann der Heimbetreiber dem 
Heimbewohner auch eine gesonderte Bescheinigung ausstellen, 
aus der hervorgeht, welche Anteile der begünstigten Arbeiten dem 
Heimbewohner zuzuordnen sind. Insb. bei individuellen Leistungen, 
die direkt im Apartment des Heimbewohners erbracht werden, 
bietet sich die Bescheinigung an, wenn die Leistungen durch den 
Heimbetreiber bezahlt werden. Dann ist eine individuelle Auftei-
lung der Kosten auf die Heimbewohner nach objektiven Merkmalen 
möglich.

2.2.2.2  Kein eigener Haushalt im Heim
Liegt im Heim kein eigener Haushalt vor, wird die Steuerermä-
ßigung nur für Leistungen gewährt, die mit denen einer Hilfe im 
Haushalt vergleichbar sind.32 Dazu gehören die Reinigung des 
Zimmers oder des Apartments, die Reinigung der Gemeinschafts-
flächen, das Zubereiten und Servieren der Mahlzeiten sowie der 
Wäscheservice, wenn alle Leistungen im Heim ausgeführt werden. 
Der Umfang der begünstigten Aufwendungen wird beim Fehlen 
eines eigenen Haushalts also deutlich eingeschränkt. Die kosten-
intensiven Aufwendungen, wie die Pflege- und Betreuungsleistun-
gen, Handwerkerleistungen, Hausmeister- und Gärtnerkosten oder 
Kosten für den 24-Stunden-Notruf-Bereitschaftsdienst fallen nach 
Auffassung der Finanzverwaltung in diesen Fällen heraus.33

Der BFH hingegen ist der Auffassung, dass die in der Betreuungs-
pauschale enthaltenen Leistungen zu den Leistungen zählen, die 
mit einer Hilfe im Haushalt vergleichbare Dienstleistungen darstel-
len.34 Somit sind auch die Kosten für das Vorhalten eines betreu-
erischen 24-Stunden-Bereitschaftsdienstes sowie die kostenlose 
Betreuung bei kurzfristiger Erkrankung begünstigt, wenn kein 
eigener Haushalt vorliegt.

31	 O. g. BMF-Schreiben v. 09.11.2016 Rz. 28.
32	 § 35a Abs. 2 Satz 2 EStG.
33	 O. g. BMF-Schreiben v. 09.11.2016 Rz. 15 f.
34	 BFH, Urteil v. 03.09.2015, VI R 18/14, BStBl. II 2016, S. 276.
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3.  ANGEHÖRIGE TRAGEN DIE KOSTEN BZW. 
ÜBERNEHMEN DIE PFLEGE SELBST

Die Grundsätze für den Ansatz von Pflegekosten gelten auch, 
wenn ein Angehöriger die Kosten trägt. Allerdings sind zusätzlich 
einige Besonderheiten zu beachten. Oftmals müssen die Kosten 
von den Kindern getragen werden, da das eigene Einkommen der 
zu pflegenden Person zur Deckung nicht ausreicht. Diese Kosten 
sind auch grundsätzlich steuerlich abzugsfähig, und zwar bei 
demjenigen, der sie getragen hat. Selbst erbrachte Pflegeleistun-
gen eines Angehörigen führen nicht zum Abzug eigener fiktiver 
Aufwendungen als agB nach § 33 Abs. 1 Satz 1 EStG.35

3.1  Pflegekosten als außergewöhnliche Belastungen nach  
§ 33 EStG
Grundsätzlich kommt ein Abzug als agB nur in Betracht, wenn die 
Kosten zwangsläufig entstanden sind. Bei anderen als der selbst 
pflegebedürftigen Person liegt eine Zwangsläufigkeit vor, wenn 
derjenige, der die Kosten trägt, gegenüber der gepflegten Person 
zum Unterhalt verpflichtet ist, z. B. bei Eltern. Gesetzlich unter-
haltsberechtigte Personen sind Ehegatten sowie Verwandte in 
gerader Linie, also Kinder, Enkel, Eltern und Großeltern.

Die Zwangsläufigkeit ist allerdings nicht gegeben, wenn die zu 
pflegende Person selbst in der Lage wäre, diese Kosten zu über-
nehmen. Bei der Beurteilung, ob die eigenen Einkünfte ausreichen, 
ist ein Betrag für einen zusätzlichen persönlichen Bedarf i. H. v. bis 
zu 1.550 € pro Jahr zu berücksichtigen.36

HINWEIS Die Vermögensgrenze von 15.500 € gilt beim 
Ansatz von agB nach § 33 EStG nicht.37

Zwangsläufigkeit ist nicht gegeben, wenn die Pflege von der zu 
pflegenden Person entlohnt wird oder wenn die entstehenden 
Kosten ersetzt werden. Dies gilt auch für die Weiterleitung des 
Pflegegeldes. In diesem Fall können nur die das Pflegegeld über-
steigenden Aufwendungen steuerlich berücksichtigt werden (zur 
Anrechnung von Erstattungen siehe „5. Aufwendungsersatz“). Die 
Zwangsläufigkeit wird auch infrage gestellt, wenn die zu pflegende 
Person dem Pflegenden Vermögenswerte geschenkt hat. Es wird 
dann unterstellt, dass die finanzielle Bedürftigkeit der zu pflegen-
den Person mit verursacht wurde. Aufwendungen können dann nur 
angesetzt werden, soweit sie das geschenkte Vermögen überstei-
gen.38

Bei einer Unterbringung in einem Heim muss auch in diesem Fall 
zwischen der altersbedingten und der krankheits- bzw. behinde-
rungsbedingten Unterbringung im Heim unterschieden werden. Die 
Pflege- und Mehrkosten aufgrund der Heimunterbringung können 
aber nur als agB nach § 33 EStG berücksichtigt werden, wenn 
entweder ein Pflegegrad vorliegt oder aber die Pflege von einem 
anerkannten Pflegedienst (nach dem Sozialgesetzbuch § 89 SGB 
XI) erbracht und gesondert in Rechnung gestellt worden ist.39 Bei 
einer Unterbringung im Heim sind diese Voraussetzungen regelmä-
ßig erfüllt.

3.1.1  Krankheits- oder behinderungsbedingte Unterbringung im 
Heim
Erwachsen einem oder mehreren Steuerpflichtigen zwangsläufig 
Aufwendungen für die krankheits- oder behinderungsbedingte 
Unterbringung eines nahen Angehörigen in einem Heim, gehören 
zu den Aufwendungen, die nach § 33 EStG zu berücksichtigen 
sind, die gesamten vom Heim in Rechnung gestellten Unter-
bringungskosten einschl. der Kosten für die ärztliche Betreuung 

35	 Finanzgericht Münster, Urteil v. 15.04.2015, 11 K 1276/13 E, rkr.
36	 O. g. BMF-Schreiben v. 02.12.2002.
37	 H 33.1 — 33.4 „Krankheitskosten für Unterhaltsberechtigte“ EStH.
38	 R 33.3 Abs. 5 EStR.
39	 R 33.3 Abs. 1 EStR.

und Pflege.40 Allerdings ist eine Haushaltsersparnis in Höhe des 
gültigen Grundfreibetrages abzuziehen. Damit sind als agB nach 
§ 33 EStG neben den Pflegekosten auch die im Vergleich zu den 
Kosten der normalen Haushaltsführung entstandenen Mehrkos-
ten für Unterbringung und Verpflegung berücksichtigungsfähig.41 
Auch diese Kosten zählen dann zu den Krankheitskosten. Ob die 
Pflegebedürftigkeit bereits vor Beginn des Heimaufenthalts oder 
erst später eingetreten ist, ist ohne Bedeutung, wenn die Ursache 
für die Heimunterbringung eine Krankheit war.

3.1.2  Altersbedingte Unterbringung im Heim
Auch in diesem Fall sind Pflegeaufwendungen, z. B. Kosten für 
die Unterbringung in einem Pflegeheim, die dem Steuerpflichti-
gen infolge der Pflegebedürftigkeit einer Person erwachsen, der 
gegenüber der Steuerpflichtige zum Unterhalt verpflichtet ist (z. B. 
Eltern, Kinder, Ehegatten), grundsätzlich als außergewöhnliche 
Belastung berücksichtigungsfähig. Voraussetzung ist, dass sich die 
tatsächlich anfallenden Pflegekosten von den reinen Unterbrin-
gungskosten abgrenzen lassen. Die Abgrenzung ist deshalb not-
wendig, weil die Pflegekosten als Krankheitskosten nach § 33 EStG 
— und somit unter Berücksichtigung der zumutbaren Belastung 
— und die Unterbringungskosten als Unterhaltsleistungen nach 
§ 33a EStG ohne zumutbare Belastung — dafür aber mit Berück-
sichtigung der eigenen Einkünfte und Bezüge des Unterstützten 
— berücksichtigungsfähig sind.

Die Kosten für die lediglich altersbedingte Unterbringung in einem 
normalen Altersheim zählen zu den üblichen Aufwendungen der 
Lebensführung. Übernimmt ein Angehöriger diese Heimkosten, 
stellen dies grundsätzlich keine Pflegekosten nach § 33 EStG, 
sondern Unterhaltsaufwendungen nach § 33a EStG dar. Die 
Aufwendungen für die altersbedingte Unterbringung und Grund-
pflege kann dann nur im Rahmen der Unterhaltsleistungen geltend 
gemacht werden.42 Ein darüber hinausgehender Abzug als außer-
gewöhnliche Belastung nach § 33 EStG kommt nur in Betracht, 
wenn gesondert angefallene und getrennt abgerechnete Krank-
heits- oder Pflegekosten, die über die Grundpflege hinausgehen, 
vorliegen. Ein interessantes Urteil in diesem Zusammenhang hat 
das Finanzgericht Köln gefällt: Es entschied, dass die Aufwendun-
gen für die Unterbringung von Angehörigen des Steuerpflichtigen 
in einem Altenpflegeheim als außergewöhnliche Belastungen i. S. d. 
§ 33 EStG berücksichtigt werden können, wenn die anfallenden 
Kosten die Einkünfte der unterstützten Person übersteigen und zur 
Deckung der Heimkosten nicht ausreichen.43 Beim Ansatz als agB 
nach § 33 EStG muss zwar die zumutbare Belastung berücksich-
tigt werden, kann aber dennoch vorteilhafter sein, da ein Ansatz 
nach § 33a Abs. 1 EStG oftmals völlig ins Leere geht, wegen zu 
hoher Einkünfte und Bezüge der unterstützten Person, vgl. hierzu 
„3.2 Unterhaltsleistungen nach § 33a EStG“.

HINWEIS Aufwendungen eines nicht pflegebedürftigen Steuer-
pflichtigen, der mit seinem pflegebedürftigen Ehegatten in ein 
Wohnstift übersiedelt, sind nicht als agB abzugsfähig.44 Gegebe-
nenfalls kommt aber eine Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 2 
und 3 EStG für die Umzugskosten sowie für Renovierungskos-
ten, die infolge des Auszugs notwendig geworden sind, in 
Betracht.

40	 O. g. BMF-Schreiben v. 02.12.2002.
41	 H 33.1 — 33.4 „Pflegeaufwendungen für Dritte“ EStH.
42	 H 33a. 1 „Personen in einem Altenheim oder Altenwohnheim“ EStH.
43	 Finanzgericht Köln, Urteil v. 26.01.2017, 14 K 2643/16, rkr.
44	 H 33.1 — 33.4 „Heimunterbringung — 1. Spiegelstrich“ EStH.
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3.2  Unterhaltsleistungen nach § 33a EStG
3.2.1  Altersbedingte, krankheits- oder behinderungsbedingte 
Unterbringung im Heim
Die Übernahme der Kosten für die reine Unterbringung in einem 
Heim einer unterhaltsberechtigten Person können im VZ 2025 
i. H. v. 12.096 € (VZ 2024 waren es 11.784 € und im VZ 2026 dann 
12.348 €) im Jahr als Unterhaltsaufwendungen geltend gemacht 
werden.45 Zu berücksichtigen sind dabei die eigenen Einkünf-
te und Bezüge der unterstützten Person. Hat die unterstützte 
Person eigene Einkünfte und Bezüge (z. B. Renten, Zinsen) von 
über 624 € im Jahr, erfolgt eine entsprechende Kürzung des 
absetzbaren Unterhaltshöchstbetrags.46 Liegen die Einkünfte 
und Bezüge der unterhaltenen Person über 12.720 €, sind im 
VZ 2025 keine Unterhaltsaufwendungen steuerlich abziehbar. 
Zudem darf die unterhaltene Person nicht über nennenswertes 
Vermögen verfügen. Unbeachtlich ist ein Vermögen bis 15.500 € 
sowie ein angemessenes Hausgrundstück.47

Dem Unterhaltsverpflichteten müssen allerdings angemessene 
Mittel zur Bestreitung des eigenen Lebensbedarfs sowie seines 
Ehepartners und seiner Kinder verbleiben. Deshalb werden Un-
terhaltsaufwendungen nur bis zu einem bestimmten Prozentsatz 
vom Nettoeinkommen als steuerlich berücksichtigungsfähige 
außergewöhnliche Belastungen berücksichtigt. Der Prozentsatz 
beträgt 1 % je volle 500 € und max. 50 % des Nettoeinkommens. 
Die Opfergrenze reduziert sich um je 5 % für Ehegatte und 
Kinder.

Bestreiten die Angehörigen weitere Kosten für die zu pflegende 
Person, wie z. B. für Kleidung oder Versicherungen, sind auch 
diese im Rahmen des Höchstbetrages als Unterhaltskosten steu-
erlich berücksichtigungsfähig.

Der grundsätzlich geltende Höchstbetrag erhöht sich um die Bei-
träge, die für die Basiskranken- oder Pflegepflichtversicherung 
des Unterhaltsempfängers aufgewandt werden.48 Dies betrifft die 
Fälle, in denen der Unterhaltsberechtigte selbst Versicherungs-
nehmer ist und vom Unterhaltsverpflichteten z. B. Geld für die Fi-
nanzierung seiner Basiskranken- oder Pflegeversicherung erhält. 
Dabei ist es aber nicht notwendig, dass die Beträge tatsächlich 
von dem Unterhaltsverpflichteten gezahlt oder erstattet werden. 
Es genügt, wenn der Unterhaltsverpflichtete seiner Unterhalts-
verpflichtung nachkommt. Auch die Gewährung von Sachunter-
halt, z. B. Unterkunft und Verpflegung, ist ausreichend.49

3.2.2  Unterbringung zu Hause
Liegt eine gesetzliche Unterhaltspflicht vor, sind Unterhaltsauf-
wendungen, die grundsätzlich in Form von Geld- oder Sachleis-
tungen erfolgen können, abzugsfähig. Bei Geldleistungen ist 
es ab dem VZ 2025 erforderlich, dass diese auf das Konto der 
unterhaltenen Person überwiesen werden (keine Barzahlung!).50 
Mit diesen Unterhaltsaufwendungen soll der laufende grundle-
gende Lebensbedarf abgedeckt werden, wie Ernährung, Klei-
dung, Wohnung und Taschengeld. Wird der Unterhaltsberechtigte 
im eigenen Haushalt des Unterhaltsverpflichteten untergebracht, 
wird unterstellt, dass mind. Aufwendungen in Höhe des gülti-
gen Grundfreibetrags getragen wurden, sodass dieser Betrag 
pauschal angesetzt werden darf.51 Jedoch sind auch dann die 
eigenen Einkünfte und Bezüge der unterstützten Person zu 
berücksichtigen; zur Berechnung vgl. „3.2.1. Altersbedingte, 
krankheits- oder behinderungsbedingte Unterbringung im Heim“.

45	 § 33a Abs. 1 Satz 1 EStG.
46	 § 33a Abs. 1 Satz 5 EStG.
47	 § 33a Abs. 1 Satz 4 EStG; R 33a.1 Abs. 2 Satz 3 EStR.
48	 R 33a.1 Abs. 2 Satz 3 EStR.
49	 R 33a.1 Abs. 5 EStR.
50	 § 33a Abs. 1 Satz 12 EStG.
51	 R 33a.1 Abs. 1 Satz 5 EStR.

TIPP ZUM ABZUG VON UNTERHALTSAUFWENDUNGEN
Zu beachten ist, dass es sich bei dem Betrag von 12.096 € für 
den VZ 2025 (VZ 2024 11.784 € und VZ 2026 dann 12.348 €) 
um einen personenbezogenen Höchstbetrag handelt. Wird 
eine mittellose Person von mehreren Personen unterstützt, 
müssen diese sich den Höchstbetrag teilen. Die Aufteilung des 
Höchstbetrags erfolgt zwingend nach dem jeweiligen Anteil 
am Gesamtbetrag der Leistungen und ist nicht individuell auf-
teilbar.52 Bestreitet eine mittellose zu pflegende Person z. B. 
ihren Lebensunterhalt zu zwei Dritteln durch die Unterstüt-
zung der Kinder und zu einem Drittel durch den Lebenspart-
ner (nicht Ehegatte), können die Kinder nur zwei Drittel des 
Höchstbetrages für sich beanspruchen. Dies ist insb. dahinge-
hend misslich, dass der Lebenspartner nicht gesetzlich unter-
haltsverpflichtet ist und der steuermindernde Abzug bei ihm 
ohnehin ausscheidet. Ein Drittel des Höchstbetrages würde 
steuerlich ungenutzt verfallen. Dies sollte bei der Festlegung 
der Unterhaltszahlungen bedacht werden.

3.3  Fahrtkosten — Abzug als agB nach § 33 EStG
Aufwendungen für Fahrten, um einen kranken Angehörigen, der 
im eigenen Haushalt lebt, zu betreuen und zu versorgen, können 
als außergewöhnliche Belastungen berücksichtigt werden, wenn 
ein Pflegegrad vorliegt. Aufwendungen für Fahrten zum Arzt, 
zur Physiotherapie und zur Apotheke o. ä. können — unabhängig 
davon, ob ein Pflegegrad vorliegt — als Krankheitskosten geltend 
gemacht werden. Als Fahrtkosten sind grundsätzlich nur die 
Kosten anzuerkennen, die bei der Benutzung der öffentlichen 
Verkehrsmittel entstanden wären. Hiervon wird allerdings eine 
Ausnahme gemacht, wenn keine zumutbare öffentliche Verkehrs-
anbindung bestand oder die besonderen persönlichen Verhältnis-
se die Nutzung eines Pkw erfordern. In diesem Fall dürfen 0,30 € 
pro gefahrenen Kilometer angesetzt werden. Besuchsfahrten 
zum Angehörigen ins Pflegeheim oder zu ihm nach Hause sind 
nicht als außergewöhnliche Belastung abziehbar. Grundsätzlich 
gilt, dass ein Abzug der Fahrtkosten ausgeschlossen ist, wenn die 
Fahrten und Besuche lediglich der allgemeinen Pflege verwandt-
schaftlicher Beziehungen dienen.53

3.4  Weitere Krankheitskosten — Abzug als agB nach § 33 EStG
Für einen Unterhaltsberechtigten aufgewendete (weitere, neben 
den Pflegeaufwendungen anfallende) Krankheitskosten können 
beim Unterhaltsverpflichteten grundsätzlich als agB anerkannt 
werden. Jedoch nur soweit, wie der Unterhaltsberechtigte nicht 
in der Lage ist, die Krankheitskosten selbst zu tragen.54 Krank-
heitskosten, die für einen Angehörigen getragen wurden, können 
auch dann agB sein, wenn keine Pflegeaufwendungen getragen 
wurden.

3.5  Berücksichtigung als Steuerermäßigung nach § 35a EStG
Kommt ein Abzug der Pflegekosten als außergewöhnliche Belas-
tung nicht in Betracht bzw. wird die zumutbare Belastung nicht 
überschritten, ist zu prüfen, ob ein Ansatz als Steuerermäßigung 
nach § 35a EStG möglich ist.

Bei der Beantragung einer Steuerermäßigung für Pflegeleis-
tungen nach § 35a Abs. 2 EStG, welche nicht die zu pflegende 
Person selbst, sondern ein Angehöriger wie z. B. die Kinder, 
trägt, muss zwischen stationären und ambulanten Pflegeleis-
tungen unterschieden werden. Bei einer Unterbringung in einem 
Pflegeheim (stationäre Pflege) kann die Steuerermäßigung nur 
durch denjenigen Steuerpflichtigen erfolgen, dem die Aufwen-
dungen wegen seiner eigenen Unterbringung in einem Heim 
oder zu seiner dauernden Pflege erwachsen.55 Eine Steuerer-
mäßigung bei Angehörigen, die diese Aufwendungen getragen 

52	 FG Düsseldorf, Urteil v. 26.03.2014, 7 K 3168/13 E.
53	 H 33.1 — 33.4 „Pflegeaufwendungen für Dritte — Fahrtkosten“ EStH.
54	 H 33.1 — 33.4 „Krankheitskosten für Unterhaltsberechtigte“ EStH.
55	 BFH, Urteil v. 03.04.2019, VI R 19/17, BStBl. II 2019, S. 445.
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haben, ist grundsätzlich nicht möglich. Etwas anderes gilt, wenn 
die Pflege ambulant, also im Haushalt der zu pflegenden Person, 
durchgeführt wird. Dann kann die Steuerermäßigung auch von 
einem Dritten, wie den Kindern, beantragt werden, wenn sie die 
Aufwendungen getragen haben.56 Erforderlich ist es dabei nicht, 
dass die Kinder oder die Angehörigen, die die Kosten tragen, im 
selben Haushalt leben, wie die zu pflegende Person. Es ist aller-
dings erforderlich, dass die Rechnung über die Pflegeleistungen 
an den zahlenden Angehörigen gerichtet ist und dieser sie unbar 
begleicht.

Die Kosten für eine Haushaltshilfe, die z. B. erforderlich ist, weil 
die zu pflegende Person im eigenen Haushalt untergebracht 
ist und versorgt wird, können i. H. v. 20 % von max. 20.000 €, 
also 4.000 €, im Jahr von der Steuerschuld abgezogen werden. 
Allerdings gilt dieser Maximalbetrag von 20.000 € für alle in 
Anspruch genommenen haushaltsnahen Beschäftigungsverhält-
nisse und Dienstleistungen und für den gesamten Haushalt.

4.  ANSATZ VON PAUSCHBETRÄGEN NACH 
§ 33B ESTG

4.1  Behinderten-Pauschbeträge
Mit der Pflege geht oft eine Behinderung einher, sodass auch der 
Ansatz der Behinderten-Pauschbeträge nach § 33b Abs. 3 EStG 
zur Anwendung kommen kann. Alternativ zum Einzelnachweis 
aller Aufwendungen infolge der Pflegebedürftigkeit sowie damit 
zusammenhängende Krankheitskosten kann für Pflegepersonen 
mit dem Merkzeichen „H“ für hilflos, „TBl“ für taubblind oder 
„Bl“ für blind ein Behinderten-Pauschbetrag angesetzt werden.57 
Er beträgt 7.400 € im Jahr. Mit diesem Pauschbetrag sind auch 
die Unterbringungskosten in einem Pflegeheim abgegolten. Die 
Einstufung in die Pflegegrade 4 und 5 steht dem Merkzeichen 
„H“ für hilflos gleich.58 Personen mit den Pflegegraden 4 und 5 
können somit stets den höchsten Behindertenpauschbetrag und 
deren Pflegeperson den höchsten Pflegepauschbetrag beantra-
gen.59 Im Gegensatz zum Einzelnachweis der Kosten muss bei 
Ansatz des Behindertenpauschbetrags keine zumutbare Belas-
tung selbst getragen werden.

Wird der Pauschbetrag angesetzt, werden die laufenden und 
typischen Aufwendungen für die Hilfe bei den gewöhnlichen und 
regelmäßigen wiederkehrenden Verrichtungen des täglichen 
Lebens, für die Pflege sowie für einen erhöhten Wäschebedarf 
abgegolten. Damit sollen die Kosten abgedeckt werden, die 
behinderten Menschen erfahrungsgemäß durch ihre Krankheit 
bzw. Behinderung entstehen und deren alleinige behinderungsbe-
dingte Veranlassung nur schwer nachzuweisen ist. Der aufwen-
dige Nachweis kann für solche Kosten so umgangen werden. Alle 
übrigen behinderungsbedingten Aufwendungen (z. B. Operations-
kosten sowie Heilbehandlungen, Kuren, Arznei- und Arztkosten, 
Fahrtkosten) können daneben als agB nach § 33 EStG berück-
sichtigt werden.60

HINWEIS Für die entsprechenden Nachweise dient ein 
Schwerbehindertenausweis oder ein Bescheid des Versor-
gungsamtes.

56	 BFH, Urteil v. 12.04.2022, VI R 2/20.
57	 § 33b Abs. 1, § 33 Abs. 3 Satz 3 i. V. m. § 33b Abs. 6 EStG.
58	 BMF-Schreiben v. 19.08.2016 „Pauschbeträge für behinderte Men-

schen und Pflegepersonen“.
59	 § 65 Abs. 2 Satz 2 EStDV.
60	 R 33b Abs. 1 EStR.

Die Behinderten-Pauschbeträge erhalten:

1.	 Menschen, deren Grad der Behinderung auf mind. 20 festge-
stellt ist, sowie

2.	 Menschen, die hilflos sind. Hilflos ist eine Person, wenn sie 
für eine Reihe von häufig und regelmäßig wiederkehrenden 
Verrichtungen zur Sicherung ihrer persönlichen Existenz im 
Ablauf eines jeden Tages fremder Hilfe dauernd bedarf oder 
eine ständige Bereitschaft für diese Art Hilfeleistung erfor-
derlich ist.

Die Höhe des jährlichen Behinderten-Pauschbetrages beträgt:

Grad der Behinderung Pauschbetrag (in €)

20 384
30 620
40 860
50 1.140
60 1.440
70 1.780
80 2.120
90 2.460

100 2.840

Tabelle 2

4.2  Pflege-Pauschbetrag
Wegen der außergewöhnlichen Belastungen, die einem Steuer-
pflichtigen durch die Pflege einer Person erwachsen, die nicht 
nur vorübergehend hilflos ist, kann er anstelle der Berücksichti-
gung der nachgewiesenen Einzelkosten als agB nach § 33 EStG 
einen Pflege-Pauschbetrag geltend machen.

Der Pflegepauschbetrag beträgt beim

1.	 Pflegegrad 2 im Jahr 600 €,
2.	 Pflegegrad 3 im Jahr 1.100 € und
3.	 Pflegegrad 4 oder 5 im Jahr 1.800 €.

Bei erstmaliger Feststellung, Änderung aber auch Wegfall des 
Pflegegrades im Laufe des Kalenderjahres ist der Pflege-Pausch-
betrag nach dem höchsten Grad zu gewähren, der im Kalender-
jahr festgestellt wurde.

Voraussetzung für den Ansatz eines Pflegepauschbetrages ist, 
dass der Steuerpflichtige die Pflege persönlich durchführt, und 
zwar entweder in der Wohnung des Pflegebedürftigen oder in 
seiner eigenen Wohnung.61 Ein Steuerpflichtiger führt die Pflege 
auch dann noch persönlich durch, wenn er sich zur Unterstüt-
zung zeitweise einer ambulanten Pflegekraft bedient.62 Aller-
dings darf die eigene persönliche Pflege nicht von untergeord-
neter Bedeutung sein. Das Sächsische Finanzgericht entschied, 
dass der Pauschbetrag nur dann gewährt wird, wenn die Pfle-
geleistungen mehr als 10 % der gesamten Pflegeaufwendungen 
ausmachen.63 Der Pauschbetrag kann auch gewährt werden, 
wenn die behinderte Person im Heim lebt und an den Wochenen-
den regelmäßig nach Hause geholt und dort gepflegt wird. Der 
Pfleger bzw. die Pflegerin muss ein Angehöriger oder eine sehr 
nahestehende Person sein und die Pflege muss unentgeltlich 
erfolgen. Es darf weder eine Aufwandsentschädigung noch eine 
Vergütung gezahlt werden.

Hierzu zählt grundsätzlich auch das weitergeleitete Pflege-
geld. Eine Ausnahme gilt für Eltern, die für ihr Kind Pflegegeld 
erhalten. Sie können den Pflegepauschbetrag zusätzlich nutzen. 
Ein Ausschluss von der Gewährung des Pflege-Pauschbetrages 

61	 § 33b Abs. 6 Sätze 1 bis 5 EStG.
62	 R 33b Abs. 4 EStR.
63	 Sächsisches FG, Urteil v. 24.01.2024, 2 K 936/23, rkr.
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Welche Pflegekosten sind steuerlich absetzbar?

besteht aber nicht, wenn das Pflegegeld lediglich treuhänderisch 
für den Pflegebedürftigen verwaltet wird und damit ausschließ-
lich Aufwendungen des Pflegebedürftigen bestritten werden. In 
diesem Fall muss die Pflegeperson die konkrete Verwendung des 
Pflegegeldes nachweisen.64

Zu beachten ist zudem, dass wenn ein Pflegebedürftiger von 
mehreren Steuerpflichtigen (ohne die ambulanten Pflegekräf-
te) in einem Jahr gepflegt wird, der Pflege-Pauschbetrag nach 
der Anzahl der Pflegepersonen aufzuteilen ist.65 Dies gilt selbst 
dann, wenn nur ein Steuerpflichtiger den Pflege-Pauschbetrag 
tatsächlich in Anspruch nimmt.66 Werden zwei Personen gepflegt, 
z. B. beide Elternteile, werden die jeweils gültigen Pauschbeträge 
kumuliert gewährt. Wenn aber der Pflegebedürftige z. B. von drei 
Personen gepflegt wird und nur eine Person Einnahmen für die 
Pflege bekommt, ist der Pauschbetrag nur noch auf die anderen 
beiden Personen zu verteilen.67

5.  ANWENDUNGSERSATZ

5.1  Erstattungen, Leistungen der Pflegeversicherung bei 
Ansatz der Pflegekosten als agB nach § 33 EStG
Ersatz oder Unterstützungen zu den Pflegeaufwendungen von 
dritter Seite, z. B. aus der Pflegepflichtversicherung oder einer 
ergänzenden Pflegekrankenversicherung/privaten Pflegezu-
satzversicherung, zum Ausgleich der Belastung sind von den 
berücksichtigungsfähigen Aufwendungen abzuziehen, es sei 
denn, die vertragsgemäße Erstattung führt zu steuerpflichtigen 
Einnahmen des Steuerpflichtigen. Die Ersatzleistungen müssen 
auch dann berücksichtigt werden, wenn sie erst in einem späte-
ren Kalenderjahr gezahlt werden, der Betreffende aber bereits in 
dem Jahr, in dem die Belastung eingetreten ist, mit der Zahlung 
rechnen konnte.68 Die Leistungen aus einer Krankenhaustage-
geldversicherung sind ebenso entsprechend gegenzurechnen, 
nicht aber die Leistungen aus einer Krankentagegeldversiche-
rung.

ACHTUNG Werden Ersatzleistungen gegen Dritte nicht gel-
tend gemacht, entfällt die Zwangsläufigkeit und ein Ansatz 
der Aufwendungen als außergewöhnliche Belastungen schei-
det aus.69

5.2  Erstattungen, Leistungen der Pflegeversicherung bei An-
satz der Pflegekosten als Steuerermäßigung nach § 35a EStG
Grundsätzlich gilt, dass Aufwendungen für haushaltsnahe 
Dienstleistungen oder auch Handwerkerleistungen, die im Zu-
sammenhang mit Versicherungsschadensfällen entstehen, nur 
berücksichtigt werden können, soweit sie nicht von der Versiche-
rung erstattet werden. Ein solcher Versicherungsschadensfall 
kann z. B. ein Unfall im privaten Haushalt sein, der zur (ggf. nur 
vorübergehenden) Pflegebedürftigkeit geführt hat. Zahlt die Ver-
sicherung während der Zeit der Pflegebedürftigkeit oder für eine 
gewisse Zeit eine Haushaltshilfe, kann dafür keine Steuerermä-
ßigung nach § 35a EStG beantragt werden. Dabei sind nicht nur 
erhaltene, sondern auch in späteren Veranlagungszeiträumen 
zu erwartende Versicherungsleistungen zu berücksichtigen. In 

64	 H 33b „Pflege-Pauschbetrag — 3. Spiegelstrich“ EStH.
65	 § 33b Abs. 6 Satz 6 EStG.
66	 R 33b Abs. 5 EStR.
67	 FinMin Schleswig-Holstein v. 16.04.2014, Kurzinfo ESt 7/2014 VI 

3012 — S 2286 — 073 sowie OFD Frankfurt/Main Rundverfügung v. 
30.04.2014 — S 2286 A — 20 — St 221.

68	 H 33.1 — 33.4 „Ersatz von dritter Seite und Pflegeaufwendungen“ 
EStH.

69	 H 33.1 — 33.4 „Ersatz von dritter Seite“ EStH.

solchen Fällen ist nur eine etwaige Selbstbeteiligung nach § 35a 
EStG begünstigt.70

Empfangene Leistungen der Pflegeversicherung des Steuer-
pflichtigen sowie die Leistungen im Rahmen des persönlichen 
Budgets i. S. d. § 17 SGB IX sind ebenfalls anzurechnen, soweit sie 
ausschließlich und zweckgebunden für Pflege- und Betreuungs-
leistungen sowie für haushaltsnahe Dienstleistungen i. S. d. § 35a 
Abs. 2 und Abs. 5 EStG gewährt werden. Danach sind Pflege-
sachleistungen und der Kostensatz für zusätzliche Betreuungs-
leistungen auf die entstandenen Aufwendungen anzurechnen. 
Leistungen der Pflegeversicherung i. S. d. § 37 SGB XI (sog. Pfle-
gegeld) sind dagegen nicht anzurechnen, weil sie nicht zweckge-
bunden für professionelle Pflegedienste bestimmt sind.71

BEISPIEL Der Steuerpflichtige A lebt allein zu Hause und hat 
Nachweise über die Einstufung in den Pflegegrad I. Er wird zu 
Hause vom ambulanten Pflegedienst gepflegt und betreut und 
zahlt dafür 15.000 €. Außerdem erhält er Pflegegeld i. H. v. 
6.000 €. Seine zumutbare Belastung beträgt 2.000 €. 
LÖSUNG Da der Steuerpflichtige den Pflegegrad I zugewiesen 
bekam, sind die Pflegeleistungen des Pflegedienstes unstrei-
tig krankheitsbedingt verursacht und können als außerge-
wöhnliche Belastungen nach § 33 EStG in Ansatz gebracht 
werden.
Kosten Pflegedienst	 15.000 €
— Erstattung Pflegegeld	 6.000 €
Ansatz als agB	 9.000 €
— zumutbare Eigenbelastung	 2.000 €
steuermindernde agB	 7.000 €
Pflegekosten i. H. v. 8.000 € führten somit noch zu keiner 
steuerlichen Berücksichtigung. Da beim Abzug als Steuerer-
mäßigung das Pflegegeld den begünstigten Aufwendungen 
nicht entgegenzusetzen ist, kann eine Steuerermäßigung von 
8.000 € x 20 % = 1.600 € beantragt werden.

Wird die Steuerermäßigung für Pflege- und Betreuungsauf-
wendungen von einem Angehörigen oder einer anderen Person 
geltend gemacht, gilt dies genauso, wenn das Pflegegeld an diese 
Person weitergeleitet wird.72

HINWEIS Im o. g. BMF-Schreiben vom 09.11.2016 finden sich 
ab Rz. 42 insg. sechs verschiedene Beispiele, wie die Anrech-
nung in unterschiedlichen Fallkonstellationen vorzunehmen 
ist.

70	 O. g. BMF-Schreiben v. 09.11.2016 Rz. 41.
71	 O. g. BMF-Schreiben v. 09.11.2016 Rz. 42.
72	 O. g. BMF-Schreiben v. 09.11.2016 Rz. 43.
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